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Einleitung

Nach Artikel 14 des deutschen Grundgesetzes ist das Recht auf Eigentum 
ein elementares Grundrecht. Dem Einzelnen wird im vermögensrechtlichen 
Bereich der Freiraum einer eigenverantwortlichen Gestaltung des Lebens 
zugesichert. Dementsprechend ist ein Bauherr in Deutschland berechtigt, 
sein Eigentum in Form eines Grundstückes zu bebauen, zu verändern und zu 
nutzen. Die Eigentumsgarantie beinhaltet das grundsätzliche Zugeständnis 
der freien Verfügung über das Eigentum. Es gilt grundlegend und vorläufig 
Baufreiheit – also das Recht zu bauen.

Die Baufreiheit ist jedoch eine potentielle Freiheit, da sie in der Fortsetzung 
des Art.14 (1) mit dem Verweis auf die Berücksichtigung der entsprechenden 
Gesetze sogleich umfassend eingeschränkt wird. Vorschriften des öffentlichen 
Rechts, in Form des Bauplanungsrechts und des Bauordnungsrechts, 
sollen die bauliche Nutzung der Grundstücke so weit reglementieren, dass 
die Ordnung der architektonischen und städtebaulichen Entwicklung 
gewährleistet ist. Neben den gesetzlichen Beschränkungen verweist Art.14 (2) 
auf die Sozialgebundenheit des Eigentums. Das Eigentum verpflichtet zur 
Berücksichtigung des Allgemeinwohls und nachbarschaftlicher Vorschriften. 
Grundsätzlich ist die Bebauung, Veränderung und Nutzungsänderung solange 
verboten, bis die ausdrückliche Genehmigung des Vorhabens vorliegt (Verbot 
mit Erlaubnisvorbehalt). Letztlich bleibt vom Recht auf Eigentum und der 
damit verbundenen Baufreiheit das Recht auf Genehmigung, sofern das 
Bauvorhaben zulässig ist und den baurechtlichen Bestimmungen entspricht. 
Ausgenommen davon sind ein paar wenige, in den Landesbauordnungen 
verankerte, verfahrensfreie Bauvorhaben, die unbürokratisch und ohne das 
übliche Genehmigungsverfahren realisiert werden dürfen. Sie sind frei von 
verfahrensrechtlichen Pflichten, können selbstbestimmt und eigenmächtig 
erbaut werden.�

Das vorliegende Handbuch soll helfen, die Satzungen der verfahrensfreien 
Bauvorhaben zu veranschaulichen und einer breiteren Öffentlichkeit 
verständlich zu machen. Da die Bauordnungen der einzelnen Bundesländer 

zwar auf einer einheitlichen Musterbauordnung aufbauen, letztlich aber 
jeweils abweichende Festlegungen treffen, beschränkt sich das Handbuch 
exemplarisch auf die Bauordnung des Landes Berlin (BO Bln).

Die unter §62 der BO Bln als verfahrensfrei aufgeführten Vorhaben werden 
anhand der verwendeten baurechtlichen und bautechnischen Begriffe der 
Reihe nach erläutert. Das Handbuch überspringt dabei Vorhaben (wie etwa 
Gewächshäuser mit landwirtschaftlicher Nutzung oder Fahrgastunterstände 
für den öffentlichen Personenverkehr), deren Umsetzung an sehr spezifische 
Voraussetzungen geknüpft ist, und daher für den privaten Anwender kaum von 
Bedeutung sein werden.

Im Anhang des Buches finden sich neben einigen Anmerkungen zu Suche 
und Kauf eines Grundstücks zusätzlich auch die Bestimmungen des §6 der 
BO Bln zu Abstandsflächen; diese sind in der Regel auch für verfahrensfreie 
Vorhaben einzuhalten und als zentrales baurechtliches Instrument für jeden 
Grundstückseigentümer zu wissen hilfreich.

Gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen unterliegen dem ständigem 
Wandel; ihre Anwendung und Auslegung ebenso. Das vorliegende Heft will 
dazu anregen, die Lücken, Grenzbereiche und Grauzonen des Baurechts zu 
erschliessen, eine verbindliche Rechtsauskunft kann und will es hingegen 
nicht darstellen.
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§62(1)1a
Eingeschossige Gebäude mit einer Brutto-Grundfläche bis zu 10 m2, 
außer im Außenbereich, sowie untergeordnete Gebäude wie Kioske, 
Verkaufswagen und Toiletten auf öffentlichen Verkehrsflächen.

Gebäude müssen eine von Bauteilen anderer Anlagen unabhängige und 
nutzbare bauliche Einheit bilden. Sie müssen über einen eigenen Ein- und 
Ausgang und eine eigene Erschließung verfügen. Gebäude müssen überdeckt 
sein, das heißt, dass ein oberer Gebäudeabschluss vorhanden sein muss. 
Die Begrenzung aller Seiten ist nicht notwendig, jedoch der Eindruck 
einer geschlossenen baulichen Einheit.  Gebäude müssen für den Schutz 
von Menschen, Tieren oder Sachen geeignet sein. Auch Wohnwagen, Bau- 
und Wohncontainer, Kioske, und Verkaufswagen, Fahrgastunterstände, 
Gartenlauben oder öffentliche Toiletten gelten als Gebäude.

1 Geschoss
Höhe unbegrenzt

BGF 
10m2

Die Überdeckung muss Bestandteil des Gebäudes sein. Sie kann 
konstruktiv beliebig ausgeführt werden. Selbst bewegliche Elemente 
sind zulässig. Es reicht bereits eine Folie als Überdeckung aus. Die 

Ausformung des Dachs ist nicht vorgegeben. Der Dachraum ist, solange er 
von der Dachkonstruktion geprägt ist und keine Decken eingezogen werden, 
kein Geschoss.

Geschosse werden „als Gesamtheit der auf gleicher Ebene liegenden 
Räume eines Gebäudes“ definiert. Sie sind nach oben und unten 
(Boden, Decke) abgeschlossen. Der Abschluss kann Öffnungen und 

Durchbrüche aufweisen. Auch Hohl- und Lufträume sowie Luftgeschosse 
sind als vollwertige Geschosse zu begreifen. Es ist möglich, dass ein Geschoss 
Höhenunterschiede aufweist. Entscheidend ist aber die horizontale Zusammen
gehörigkeit der Räume. Geschosse gelten als Vollgeschosse, wenn mehr als 2/3 
der Grundfläche eine lichte Höhe von 2,3 m erreichen. Eine Höhenbegrenzung 
ist für Geschosse nicht vorgesehen. Räume zwischen der obersten Decke 
und dem Dach eines Gebäudes sind keine Vollgeschosse, wenn sie nicht 
eine lichte Höhe von > 2,3 m über > 2/3 des darunter liegenden Geschosses 
besitzen. Geschosse sind als oberirdische Geschosse zu bewerten, wenn die 
Oberkanten der Decke im Mittel, also durchschnittlich mindestens 1,4 m 
über der Geländeoberfläche liegen. Ist dies nicht der Fall, handelt es sich um 
ein Kellergeschoss. Der Dachraum ist, solange er von der Dachkonstruktion 
geprägt ist und keine Decken eingezogen werden, kein Geschoss.

Als Außenbereich werden Grundstücke und -flächen bezeichnet, 
die außerhalb von zusammenhängenden Bebauungen und nicht 
im Geltungsbereich qualifizierter Bebauungspläne liegen. Das 

Gegenstück bildet der Innenbereich, der in §34 BauGB näher erläutert wird. 
Zum Innenbereich gehören Grundstücke, die innerhalb eines Bebauungs-
plans sowie „innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile“ liegen 
und deren Zuordnung zum Innenbereich satzungsmäßig festgelegt ist. Der 
Innenbereich stellt grundsätzlich immer Bauland dar. Wenn ein qualifizierter 
Bebauungsplan vorliegt, braucht sich das Vorhaben nicht in die nähere Umge-
bung einzufügen, solange es den Bestimmungen des Plans entspricht. Fehlt 
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ein qualifizierter Bebauungsplan, ist das Bauvorhaben nur zulässig, wenn die 
Erschließung gesichert ist und sich das Bauwerk in die Eigenart der näheren 
Umgebung einfügt.

Öffentliche Verkehrsflächen sind Straßen- und auch Parkflächen, die 
zum Straßenkörper und damit zu den öffentlichen Straßen gehören. 
Als untergeordnete Gebäude sind dort Kioske, Verkaufswagen und 
Toiletten verfahrensfrei.

Die Brutto-Grundfläche (BGF) beinhaltet die Nutzfläche und die 
Konstruktionsfläche eines Raums. Es wird die Gesamtfläche einer 
Nutzungseinheit einschließlich der umfassenden Konstruktion 
gemessen. BGF = KF + NF; KF = Fläche der Gebäudekonstruktion, 
NF = Gesamtfläche der Nutzung; BGF 10 m2   = z.B. 2 m * 5 m.

§62(1)1b
Garagen, überdachte Stellplätze sowie deren Abstellräume mit einer 
mittleren Wandhöhe bis zu 3 m je Wand und einer Brutto-Grundfläche bis zu 
30 m², außer im Außenbereich.

Stellplätze und Garagen dienen dem Abstellen von Kfz außerhalb öffentlicher 
Verkehrsflächen. Sie können als Gebäude aber auch als Gebäudeteil gelten. 
Garagen sind immer auch bauliche Anlagen. Sie enthalten mindestens 
einen Garagenstellplatz, unterscheiden sich jedoch vom reinen Stellplatz 
dahingehend, dass sie die Anforderungen eines Gebäudes erfüllen müssen. 
So müssen sie immer überdeckt sein, eine nach außen abgeschlossene 
Einheit bilden und selbständig benutzbar sein. Sie können als Gebäude 
selbständig oder unselbständig, freistehend, an andere Gebäude an- oder 
eingebaut sein. Weiter können sie ober- oder unterirdisch angelegt werden 
sowie ein- oder mehrgeschossig sein. Es wird davon ausgegangen, dass sie als 
„verkehrsübliche“ Garagen und Carports ausgeführt werden.

mittlere Wandhöhe = 3m

BGF 
30m2
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Stellplätze sind dauerhaft mit dem Boden verbundene künstliche 
Anlagen, die aus Baustoffen und Bauteilen bestehen und planungs
rechtlich relevant sind. Auch unbearbeitete Flächen, die zum 

Abstellen von Kfzs genutzt werden, sind Stellplätze. Überdachte Stellplätze 
müssen nicht im Freien liegen, sondern können im Inneren von Gebäuden, 
unter Wohngeschossen oder auf Dächern liegen. Nicht überdachte Stellplätze 
sind dagegen nur im Freien zulässig.

Der Abstellraum muss als untergeordneter Nebenraum der Garage 
baulich und funktional mit der Garage verbunden sein; kann als 
solcher aber auch im Dachraum oder im Keller liegen. Die abge-

stellten Gegenstände müssen der Nutzung des Grundstücks oder des Gebäudes 
dienen. Eine Nutzung als Lagerraum, Büro oder Werkstatt für gewerbliche 
Zwecke, oder etwa die Einrichtung eines Kleintierstalls sind nicht gestattet.

Die mittlere Wandhöhe aller Wände darf höchstens 3 m betragen. Die 
Wandhöhe wird von der Oberkante der Geländeoberfläche vor der 
betreffenden Wand bis zum Schnittpunkt der Wand mit dem Dach 

gemessen. Um den Mittelwert der Wände zu ermitteln, wird die Summe der 
Außenflächen durch die Summe der Länge der Außenwände geteilt. Kleinere 
Unebenheiten des Geländes können außer Acht bleiben. Es ist möglich, die 
Höhen an den Gebäudeecken zu messen und deren Mittelwert zu bestimmen.

Überdeckung / Überdachung siehe S.7 

Brutto-Grundfläche (BGF) = 30 m2 = z.B. 3 m * 10 m (siehe S.8)

Außenbereich siehe S.7

Schutzhütten sind Gebäude, die wandernden oder reisenden Menschen bei 
schlechtem Wetter Schutz oder die Möglichkeit zur Rast bieten sollen. Die 
Gebäudeanforderungen müssen erfüllt sein, das heißt, die Hütten müssen 
bedacht sein und eine allseitige Begrenzung besitzen. Die Schutzhütte darf 
keine Aufenthaltsräume beinhalten. 

Aufenthaltsräume sind Räume, die nicht nur dem vorübergehenden 
Gebrauch dienen, sondern dauerhaft und über einen längeren Zeit-
raum genutzt werden können. Die Art, Häufigkeit und Dauer des 

Aufenthalts in diesen Räumen ist nicht relevant. Sie müssen entweder dem 
Wohnen dienen oder zu einer bestimmten Zeit, regelmäßig genutzt werden. 
Als Aufenthaltsräume gelten unter anderem Wohn- und Schlafräume, Sport-, 
Spiel- und Werkräume. Nicht als Aufenthaltsräume gelten Flure, Treppen-
räume, Dachräume, Waschräume, Toiletten, Nebenräume, Lagerräume, 
Schuppen und Garagen. 

§62(1)1f
Schutzhütten für Wanderinnen oder Wanderer, die jedem zugänglich 
sind und keine Aufenthaltsräume haben.
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Für Aufenthaltsräume sind aus gesundheitlichen Gründen erhöhte Anfor-
derungen wie ein lichte Raumhöhe von mindestens 2,5 m und ausreichende 
Lüftungs- und Beleuchtungsmöglichkeiten zu erfüllen. 

Die Schutzhütte muss in Lage und Bauweise so gestaltet sein, dass 
sie für jeden Passanten begehbar ist. Die Schutzhütte ist damit ein 
ausschließlich öffentliches Gebäude.

Die Schutzhütte ist in ihrer Größe nicht beschränkt. Sie ist weder in 
der Länge, in der Breite noch in der Höhe definiert.

§62(1)1g
Terrassenüberdachungen mit einer Fläche bis zu 30 m2 und einer Tiefe 
bis zu 3 m.

Terrassen werden als unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von 
Anlagen bewertet und sind aufgrund ihres geringen Gefahrenpotentials als 
verfahrensfreies Vorhaben eingestuft. Einem überdachten Stellplatz ähnlich, 
sind auch Terrassen bauliche Anlagen, die mit Baustoffen bzw. Bauteilen 
hergestellt werden. Ihre Lage (unter Gebäudeteilen, auf dem Dach) ist frei 
wählbar. Die Überdachung ist an keine weiteren Einschränkungen gebunden. 
Die Terrassenüberdachung kann an baulichen Anlagen oder selbständig und 
gebäudeunabhängig ausgebildet werden. 

Fläche = Länge * Tiefe = 30 m2 = z.B. 2,5 m * 12 m
Die Fläche von 30 m2 bezieht sich auf die überdachte Grundfläche.

Die Tiefe, d.h. der Abstand zwischen der Vorderkante der Über
dachung und der Hinterkante, darf 3 m betragen.

Tiefe 3m

Fläche 30m2
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§62(1)2a
Abgasanlagen in und an Gebäuden sowie frei stehende Abgasanlagen mit 
einer Höhe bis zu 10 m.

Abgasanlagen müssen betriebssicher und brandsicher sein. Abgase von Feu-
erstätten sind durch Abgasleitungen, Schornsteine und Verbindungsstücke 
(Abgasanlagen) so abzuführen, dass keine Gefahren oder unzumutbaren 
Belästigungen entstehen. Abgasanlagen sind in solcher Zahl und Lage und 
so herzustellen, dass die Feuerstätten des Gebäudes ordnungsgemäß ange-
schlossen werden können. Sie müssen leicht gereinigt werden können. Die 
Regelungen der FeuVo über die Abführung über Dach stellen sicher, dass 
der weitere Abtransport der Abgase und eine schnelle Schadstoffverdünnung 
in die freie Windströmung erfolgen kann. Erforderlich ist eine bestimmte 
Mindesthöhe der Mündung über dem Dach, wobei auch Bauteile, die den 
einwandfreien Abtransport behindern können (Dachaufbauten) zu berück-
sichtigen sind. Ein freier Windstrom ist anzunehmen, wenn innerhalb eines 
zugehörigen Ausbreitungskegels der Abgase kein markantes Hindernis liegt. 
Die Verfahrensfreiheit der Abgasanlagen gilt nicht bei (Erst-)Errichtung eines 
Gebäudes. In diesem Fall gelten sie als unselbständige Teile eines Vorhabens 
und müssen bauaufsichtlich geprüft werden.

Grundsätzlich unterliegen Abgasanlagen keiner Höhenbegrenzung. 
Die Höhe von freistehenden Abgasanlagen ist allerdings auf 10 m 
begrenzt.

Höhe 10m

§62(1)2b
Solaranlagen in und an Dach- und Außenwandflächen sowie gebäude
unabhängig mit einer Höhe bis zu 3 m und einer Gesamtlänge bis zu 9 m.

Solaranlagen an oder auf Gebäuden erzielen einen unmittelbaren Energie-
spareffekt durch die Nutzung der Sonnenenergie. Da sie eine klimaschonende 
Energiegewinnung fördern, gelten für derartige Vorhaben Vereinfachungen 
und Privilegierungen. Die Verfahrensfreiheit der Anlagen besteht nicht bei 
(Erst-)Errichtung eines Gebäudes. In diesem Fall gelten sie als unselbständige 
Teile eines Vorhabens und müssen bauaufsichtlich geprüft werden. 
Solaranlagen können gebäudeintegriert sowohl auf dem Dach, als auch in 
die Fassade eines Gebäudes installiert werden. Gebäudeunabhängige, freiste-
hende Anlagen (Freilandanlagen), dürfen unter Einhaltung der Größenbe-
schränkung und Abstandsflächen uneingeschränkt verfahrensfrei auf dem 
Grundstück aufgestellt werden.

Solaranlagen an oder in Gebäudeaußenflächen richten sich in ihrer 
Größe nach den entsprechenden Tragflächen. Gebäudeunabhängige 
Anlagen sind bis zu einer Höhe von 3 m und einer Gesamtlänge von 
9 m verfahrensfrei.

Höhe 3m

Länge 9m
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§62(1)2c
Sonstige Anlagen der technischen Gebäudeausrüstung.

Mit Haustechnik und Gebäudetechnik werden Anlagen in kleineren 
Gebäuden, insbesondere Wohngebäude mit einer oder mehreren Nutzungs
einheiten bezeichnet: Gas-, Wasser-, Abwasser- und Feuerlöschtechnik, 
Brauchwassererwärmungs- und Raumlufttechnik, Kälte- und Kühltechnik, 
Elektrotechnik, Sicherheitstechnik, Nachrichtentechnik, Aufzug-, Förder- und 
Lagertechnik.

Bauliche Anlagen sind „mit dem Erdboden verbundene, aus Bau
produkten hergestellte Anlagen. Eine Verbindung mit dem Boden 
besteht auch dann, wenn die Anlage durch eigene Schwere auf dem 

Boden ruht oder auf ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist oder wenn 
die Anlage nach ihrem Verwendungszweck dazu bestimmt ist, überwiegend 
ortsfest benutzt zu werden.“ Als bauliche Anlagen gelten Aufschüttungen und 
Abgrabungen, Lagerplätze, Abstellplätze und Ausstellungsplätze, Sport- und 
Spielflächen, Campingplätze, Wochenendplätze und Zeltplätze, Freizeit- und 
Vergnügungsparks, Stellplätze für Kraftfahrzeuge, Gerüste und Hilfsein
richtungen zur statischen Sicherung von Bauzuständen.

Eine Größendefinition für die technische Gebäudeausrüstung ist 
nicht gegeben.



1918

Für die Entnahme von Grundwasser im Gebiet der Berliner Wasserbetriebe 
gelten spezielle Vorschriften. Für den Bau und die Inbetriebnahme eines 
Brunnens zum Zweck der öffentlichen Wasserversorgung müssen die 
Schutzgebietsverordnungen, die auf §22 des Berliner Wassergesetzes (BWG) 
basieren, beachtet werden. Davon abgesehen ist ein Brunnen, also eine 
Vorrichtung zur Wasserförderung, in Berlin ein „ohne jede Begrenzung“ 
verfahrensfreies Bauvorhaben.

Die Größe eines Brunnens ist nicht beschränkt.

§62(1)3a
Brunnen

§62(1)3b
Anlagen, die der Telekommunikation, der öffentlichen 
Versorgung mit Elektrizität, Gas, Öl oder Wärme dienen, mit einer Höhe 
bis zu 5 m und einer Brutto-Grundfläche bis zu 10 m².

Als Telekommunikation versteht man den technischen Vorgang des Aus
sendens, Übermittelns und Empfangens von Signalen durch Systeme, die 
als Nachrichten identifizierbare elektromagnetische oder optische Signale 
verarbeiten. Die Versorgung mit Elektrizität, Gas, Öl oder Wärme ist nur dann 
als öffentlich zu bewerten, wenn sie zugunsten der Allgemeinheit betrieben 
wird. Die Versorgungseinheiten müssen einem nicht fest bestimmten und 
wechselnden Bevölkerungsteil zukommen, ohne dass sie Merkmale des 
Gemeingebrauchs aufweisen müssen. Für die Versorgung mit Elektrizität und 
Gas ist das Energiewirtschaftsgesetz (ENWG) maßgeblich. 

Die Höhe der Anlagen (siehe S.16) darf höchstens 5 m betragen. 
Daneben muss eine maximale Brutto-Grundfläche (siehe S.8) von 
10 m2 berücksichtigt werden.
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§62(1)4a
Unbeschadet der Nummer 3b Antennen einschließlich der Masten mit 
einer Höhe bis zu 10 m und Parabolantennen mit einem Durchmesser bis zu 
1,20 m und zugehöriger Versorgungseinheiten mit einem Brutto-Rauminhalt 
bis zu 10 m³. Sowie, soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen 
Anlage errichtet werden, die damit verbundene Änderung der Nutzung oder 
der äußeren Gestalt der Anlage.

Ein Mast ist ein senkrecht stehender pfeilerähnlicher Träger aus verschie
densten Werkstoffen, der in der Regel der Befestigung dient: Segelmast, 
Schiffsmast, Fahnenmast, Lichtmast, Telefonmast, Freileitungsmast etc.
Antennenmasten der Telekommunikation (Mobilfunk) gelten nach aktueller 
Rechtsprechung als genehmigungspflichtige Nutzungsänderung, wenn sie in, 
an oder auf bestehenden Gebäuden errichtet werden. 
Antennen und Masten mit anderen Verwendungszwecken dürfen nach der 
Satzung in Punkt 4a) in, an und auf bestehenden baulichen Anlagen realisiert 
werden. Die Änderung der Nutzung und der äußeren Gestalt sind damit 
genehmigungsfrei.

Eine Parabolantenne bündelt Mikrowellenstrahlung im Brennpunkt eines 
Parabolspiegels. Eine Parabolantenne für den Satellitenempfang empfängt 
Rundfunkprogramme wie Radio, Fernsehen oder andere Dienste, die von 
einem Satelliten auf einer geostationären Erdumlaufbahn ausgestrahlt 
werden. Aufgrund der großen Distanz von etwa 36.000 km sind die Signale 
auf der Erde sehr schwach. Die Antenne besteht aus dem Parabolspiegel und 
dem Empfangskopf mit Hornantenne, integriertem Frequenzumsetzer und 
ZF-Verstärker. Ein oder mehrere Koaxialkabel leiten die Empfangssignale 
an einen Receiver oder eine Verteileranlage weiter. Die Größe einer 
Parabolantenne wird mit dem Durchmesser des Parabolspiegels angegeben. 
Parabolantennen bis zu einem Durchmesser von 1,2 m sind verfahrensfrei. Die 
Fläche und die Empfangsenergie wächst quadratisch mit dem Durchmesser. 
Die Empfangsfläche einer 85 cm-Antenne ist doppelt so groß wie die einer 
60 cm-Antenne. 

Der Brutto-Rauminhalt (BRI) der zugehörigen Versorgungseinheit 
beträgt 10 m3 und errechnet sich aus der Multiplikation der 
Brutto-Grundfläche (BGF, siehe S.8)) der Anlage mit der Höhe 

(h). Bei Erd- und Obergeschossen wird die Höhe zwischen den fertigen 
Fußbodenoberkanten des unteren und oberen Geschoßes gemessen. BRI = 
BGF * h = 10 m3. Bei einer Raumhöhe von 2,5 m wäre z.B. eine Brutto-
Grundfläche von 2 m * 2 m möglich.
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Die Teilnehmeranschlussleitung (ASL) stellt innerhalb eines Telefonnetzes 
die Verbindung zwischen der Ortsvermittlungsstelle des Netzbetreibers 
und dem Telefonanschluss des Teilnehmers dar. Sie besteht typischerweise 
aus einer Kupfer-Doppelader (CuDA) pro Teilnehmer. In den alten Bundes
ländern Deutschlands wurden regelmäßig zwei Doppeladern (ein Kabel 
mit vier Adern = Sternvierer) pro Teilnehmer verlegt. Anstelle über die 
Teilnehmeranschlussleitung des Telefonnetzes können Telefonie und 
Internetzugänge auch über Ethernet, Kabelmodems, Funk (wireless local 
loop, wimax), Mobilfunk oder die Stromleitung (powerline) realisiert werden. 

Um die Verbraucher mit elektrischer Energie zu versorgen werden Stromnetze 
mit verschiedenen, festgelegten Spannungen und bei Wechselstrom auch mit 
festgelegten Frequenzen eingesetzt. In einem Verbundnetz werden mehrere 
Kraftwerke und Abnehmerzentren zusammengefasst um lokale Unterschiede 
zwischen Angebot und Nachfrage besser ausgleichen zu können. Sie stellen 
somit das Gegenmodell zu Inselnetzen dar.

§62(1)4b
Masten und Unterstützungen für Fernsprechleitungen, für Leitungen zur 
Versorgung mit Elektrizität, für Seilbahnen und für Leitungen sonstiger 
Verkehrsmittel, für Sirenen und für Fahnen.

Verkehrsmittel sind technische Einrichtungen und Geräte, die der Beförde-
rung von Personen und Sachen dienen wie beispielsweise Kraftfahrzeug, 
Eisenbahn, Schiff und Flugzeug. Bahnen sind spurgebundene Verkehrs- und 
Transportmittel. Sie verkehren hauptsächlich auf oder unter einer bzw. zwei 
Leitschienen (Schienenbahn, Hängebahn), schweben über oder unter dem 
Magnetfeld einer sogenannten Trasse (Magnetschwebebahn) oder werden 
an Kabeln (Kabelbahn) oder Seilen (Seilbahn) geleitet. Die Seilbahn findet 
hauptsächlich in bergigen Gebieten Verwendung.

Sirenen werden im öffentlichen Bereich für die Alarmierung der Feuerwehr 
oder für die Warnung der Zivilbevölkerung im Katastrophenfall verwendet. 
Im privaten und gewerblichen Umfeld werden sie hauptsächlich als Brand- 
oder Einbruchsalarm eingesetzt.

Eine Fahne ist ein ein- oder mehrfarbiges, leeres oder mit Bildern oder Sym-
bolen versehenes, meist rechteckiges Stück Tuch, das an einem Fahnenmast 
oder einem Fahnenstock befestigt ist und stellvertretend eine Gemeinschaft 
kennzeichnet: z.B. Vereinsfahne, Zunftfahne, Kirchenfahne, Truppenfahne. 

Die Vorhaben sind in ihrer Größe nicht festgelegt.
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§62(1)4c
Masten, die aus Gründen des Brauchtums errichtet werden.

Ein Brauch ist eine innerhalb einer festen sozialen Gemeinschaft erwachsene 
Gewohnheit (Tradition). Die Bezeichnung Brauchtum ist zwar veraltet und 
wird größtenteils in der volkskundlichen Brauchforschung nicht mehr 
verwendet, findet jedoch immer noch Erwähnung für die Gesamtheit 
der Bräuche eines Volkes oder einer Volksgruppe (Fastnachtsbrauchtum, 
Pfingstbrauchtum, Chinesisches Neujahr, Aprilscherz, Walpurgisnacht, Verlo
bungsbrauchtum, Hochzeitsbrauchtum, Bestattungsbrauchtum, Brauchtum 
im Handwerk, soldatisches Brauchtum, studentisches Brauchtum, Brauchtum 
zum Abitur ...).

Masten (siehe auch S.20), die aus Gründen des Brauchtums aufge-
stellt werden, unterliegen keiner Größenbeschränkung.

§62(1)4e
Flutlichtmasten mit einer Höhe bis zu 10 m.

Als Flutlicht bezeichnet man Beleuchtungsanlagen für große Flächen, beson-
ders in Sportstätten, Industrieanlagen, Häfen, Rangier- und Güterbahn
höfen sowie auf Konzerten oder zur Anstrahlung von Sehenswürdigkeiten. 
Die Leuchten sind in Gruppen an Masten (siehe S.20) oder Dachkonst-
ruktionen befestigt, um die zu beleuchtende Fläche möglichst gleichmäßig 
auszuleuchten.

Die Höhe der Masten ist auf 10 m beschränkt.
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§62(1)5a
ortsfeste Behälter mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 50 m³ und einer 
Höhe bis zu 3 m.

Unter dem Begriff Behälter ist von handelsüblichen Bauprodukten auszu
gehen, die der Geräte- und Produktsicherheit entsprechen. Die Behälter 
können allerdings auch selbst gebaut sein. 

Die Behälter müssen ortsfest sein, das heißt, sie müssen bautechnisch oder 
mechanisch mit dem Erdboden verbunden sein und einen festen Standort 
haben. Ein Fundament stellt bereits eine ausreichende Verbindung dar und 
macht den Behälter zur baulichen Anlage. Es bestehen keine Anforderungen 
an die Festigkeit und Nachhaltigkeit der Verbindung. Die bauliche Anlage 
muss durch die Verbindung auch nicht unmittelbar mit dem Erdboden 
verbunden sein, sondern kann wie ein Hochsitz in der Baumkrone oder wie 
ein Hausboot am Ufer vertäut sein. Sofern die Verbindung mit einer gewissen 
Festigkeit ausgeführt ist, gilt das Vorhaben auch dann als bauliche Anlage, 
wenn sie an eine andere bestehende Anlage angebracht wird.

Der maximale Brutto-Rauminhalt (siehe S.21) für verfahrensfreie 
Behälter beträgt 50 m³ und erlaubt bei 3 m Höhe z.B. eine Grund-
fläche 4,1 m * 4,1 m.

§62(1)5b
Gärfutterbehälter mit einer Höhe bis zu 6 m und Schnitzelgruben.

Eine Schnitzelgrube für die Lagerung von Holzschnitzeln, die der Befeuerung 
einer Heizanlage dienen, sollte separat, unterirdisch und mit automatischer 
Austragung zum Heizraum ausgebildet werden. Holzschnitzel, auch solche 
mit begrenzter Beimischung von Sägemehl, können in Räumen beliebiger 
Bauart gelagert werden. Die Schnitzellager sind von anderen Räumen oder 
Gebäudeteilen mit Feuerwiderstand EI 60 (nbb) abzutrennen.
In separaten Heizräumen mit Feuerwiderstand EI 60 (nbb) dürfen hinter 
einer durchgehenden Abschrankung 10 m³ Holzschnitzel gelagert werden. 
Behälter und Lagerräume müssen einwandfrei entleert werden können. Für 
unterirdische Lagerräume ist eine direkt ins freie führende Öffnung mit einer 
Größe von 1,5 m x 2,5 m erforderlich. Für Lagerräume, welche von oben nicht 
vollständig ausgeräumt werden können, sind begehbare seitliche Zugänge 
(0,90 m x 2,00 m) vom Freien zu erstellen.
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§62(1)5c
Fahrsilos, Kompost- und ähnliche Anlagen.

Unter Kompostierung versteht man die Zersetzung organischen Materials 
durch Kleinlebewesen zu Komposterde. 
Der Komposthaufen ist ein Kompostierverfahren für Bioabfall und Grün
abfall im Haushalt (Eigenkompostierung). Die Sohle sollte aus gutem Boden 
und mittig etwas erhöht sein, damit sich keine übermässige Feuchtigkeit 
ansammeln kann. Je nach Klima ist die Anlage unter Bäumen oder an 
einem windgeschützten Platz ratsam. Regenmengen bis 850 mm erfordern 
normalerweise keine Abdeckung. Kompostbehälter sind etwas platzsparender, 
auf Luft- und Erdverbindung ist zu achten. 
Die Mischung des Kompostierguts ist wichtig; das Verhältnis von Stickstoff 
zu Kohlenstoff im Ausgangsmaterial muss ausgewogen sein, um den Mikro
organismen geeignete Nahrung zu bieten. Generell ist eine Mischung aus 
grünem Pflanzenmaterial und trockenem Pflanzenmaterial (z. b. Heu, Stroh), 
ggf. auch stark zerkleinertes Astwerk und Tierstreu geeignet. Kaffeesatz lockt 
Würmer an und wirkt sich besonders positiv auf den Kompostiervorgang aus. 
Teilweise wird Schnellkomposter (Kompostierbeschleuniger) verwendet. Auf 
die möglichst heterogen zusammengesetzten Schichten kann etwa alle 20 cm 
feines Kalkmehl dünn aufgestreut werden.

Die Größe und Ausbildung der Kompostanlage ist nicht beschränkt.

§62(1)5d
Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m³.

Die Wasserbecken werden im Punkt 5 Behälter geführt. In diesem Zusam
menhang ist davon auszugehen, dass es sich dabei um Anlagen zur Wasser
sammlung und -speicherung handelt.

Der Beckeninhalt entspricht dem Rauminhalt des Behälters, der 
auf 100 m3 (100.000 l) begrenzt ist. Um den Beckeninhalt (BI) 
errechnen zu können, muss die Nutzfläche (NF) oder Grundfläche 

des Beckens aus den Innenmaßen (l*b) des Beckens ermittelt werden und mit 
der Höhe (h) multipliziert werden. BI = l * b * h; bei einer Höhe von 2,5 m 
könnte die innenliegende Nutzfläche z.B. 5 m * 8 m betragen. 
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§62(1)6a
Mauern einschließlich Stützmauern und Einfriedungen mit einer 
Höhe bis zu 2 m, außer im Außenbereich.

Stützmauern sind bauliche Anlagen, die andere Anlagen oder Anlagen in 
Hanglage stützen und sichern. Sie verleihen Standsicherheit und stabilisieren 
höher gelegene Grundstücksteile. Solange die Mauern nicht in Verbindung 
mit der Errichtung einer genehmigungspflichtigen Anlage entstehen, sind sie 
verfahrensfrei. 
Einfriedungen sind Anlagen, die ein Grundstück teilweise oder vollständig 
umschließen, um dasselbe abzugrenzen und zu schützen. Sie verhindern 
unbefugtes Betreten oder Verlassen des Grundstücks, Einsichtnahme in das 
Grundstück und schirmen störende Einflüsse, wie Lärm, Wind und Straßen-
schmutz, ab. Beispiele für Einfriedungen sind Zäune, Hecken oder Mauern. 
Eine Schallschutzwand, die nur dem Zweck des Lärmschutzes dient, gilt nicht 
als Einfriedung.

Außenbereich siehe S.7

Die Höhenbegrenzung auf 2 m ist der Berücksichtigung des Sozi-
alabstandes und Belichtung geschuldet. Bei unebenem Gelände ist 
die mittlere Höhe der Anlage ausschlaggebend. 

§62(1)7
private Verkehrsanlagen einschließlich Brücken und Durchlässen 
mit einer lichten Weite bis zu 5 m und Untertunnelungen mit einem 
Durchmesser bis zu 3 m.

Verkehrsanlagen dienen dem Transport von Personen und Gütern. Sie sind 
Anlagen des öffentlichen Verkehrs, wenn sie dem öffentlichen Verkehr gewidmet 
sind – wie z.B. öffentliche Straßen, Wege und Plätze. Sie fallen nicht in den 
Zuständigkeitsbereich der BO Bln. Unter privaten Verkehrsanlagen versteht 
man Privatstraßen, Zufahrten, Hofflächen und innere Erschließungswege.

Eine Brücke ist ein Bauwerk zum Überspannen von Hindernissen bzw. 
führt Verkehrswege oder baulichen Anlagen über natürliche oder künstlich 
angelegte Hindernisse.
Ein Durchlass ermöglicht die Durchfahrt durch ein Hinderniss wie eine 
Mauer, eine Einfriedung, Aufschüttungen etc. 
Ein Tunnel ist eine künstliche Passage, die Berge, Gewässer oder andere Hindernisse 
unterquert. Ein Tunnel liegt abgesehen von der Zu- und Ausfahrt unterhalb der 
Erd- oder Wasseroberfläche. Eine Unterführung zählt nach DIN 1076 nicht zu 
den Tunnelbauwerken, wenn diese in offener Bauweise hergestellt wurde und 
nicht länger als 80 m ist. Teilweise dienen Tunnel dem Schutz der Anwohner vor 
Straßen- oder Schienenverkehrslärm. Der Durchmesser einer Untertunnelung 
darf bis zu 3 m betragen.
Als lichte Weite (auch Licht- oder Öffnungsmaß) bezeichnet man im Bau
wesen die Breite oder Höhe einer Öffnung oder eines Raumes. 
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§62(1)8
Aufschüttungen und Abgrabungen mit einer Höhe oder Tiefe bis zu 
2 m und einer Grundfläche bis zu 30 m², im Außenbereich bis zu 300 m².

Aufschüttungen und Abgrabungen sind künstliche Veränderungen des Erd
bodens ohne die Verwendung von Baumaterialien und Teilen. Man spricht 
von der gesetzlichen Fiktion einer baulichen Anlage. Aufschüttungen können 
Dämme, Rampen, aufgefüllte Bodensenkungen und Anhäufungen von Erd
aushub sein. Auch ein mit Kies befestigter Stellplatz kann als Aufschüttung 
gelten. Zu den Abgrabungen zählen künstliche Hohlräume unterhalb der 
Geländeoberfläche, Sand-, Kies- und Lehmgruben oder Steinbrüche. Das 
Vorhaben sollte selbständig sein und eine eigene Funktion besitzen und darf 
nicht Teil eines Gesamtvorhabens sein (z.b. Sportplatz).

Selbst eine geringe Erhöhung oder Vertiefung des Bodenniveaus 
erfordert die Einhaltung der Grundfläche (GF) von 30 m². Die maximale 
Höhe oder Tiefe beläuft sich auf 2 m. Im Außenbereich (siehe S.7) kann 
die Fläche bei gleicher Höhe oder Tiefe 300 m² betragen. 

Schwimmbecken sind bauliche Anlagen, die zum Schwimmen und Baden 
geeignet sind. Mit welchen Materialien und auf welche Art und Weise der Pool 
ausgeführt werden kann, ist in der Satzung nicht bestimmt.

Mit luftgetragenen Überdachungen sind Traglufthallen gemeint. Diese 
bestehen aus einer elastischen, geschlossenen und dichten Hülle, die 
mittels eines Gebläses durch Luftüberdruck getragen werden. Sie 
können ohne Stützen große Spannweiten überdecken und sind leicht 
auf- und abzubauen. 

Der Beckeninhalt (siehe S.29) entspricht dem Rauminhalt des Behälters, 
der auf 100 m3 (100.000 l) begrenzt ist. 

§62(1)9a
Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m³ einschließlich 
dazugehöriger luftgetragener Überdachungen, außer im Außenbereich.
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§62(1)9b
Sprungschanzen, Sprungtürme und Rutschbahnen mit einer 
Höhe bis zu 10 m.

Sprungschanzen, Sprungtürme und Rutschbahnen sind bauliche Anlagen, die 
einer spielerischen oder sportlichen Betätigung dienen. Sie bestehen in der 
Regel aus einem Erschließungselement, das als Weg nach oben dient und der 
eigentlichen Rampe, Rutsche, Sprungbrett etc.

Die zugelassene Höhe von 10 m entspricht nahezu der Höhe von 
vier Vollgeschossen.

§62(1)9c
Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, 
Abenteuerspiel-, Bolz- und Sportplätzen, Reit- und 
Wanderwegen, Trimm- und Lehrpfaden dienen, ausgenommen 
Gebäude und Tribünen.

Sport- und Spielflächen müssen laut Bestimmung Zwecken des Sports und des 
Spiels dienen. Beispiele hierfür sind Tore, Banden, Sandkästen, Schaukeln, 
Klettergerüste, Spielhäuser usw. Eine planierte und mit Rasen versehene 
Grundstücksfläche, die als Golfübungsplatz genutzt wird, gilt bereits als bauliche 
Anlage. Es handelt sich dabei um fiktive bauliche Anlagen, die keiner Verwendung 
von Bauprodukten bedürfen. Spielflächen können sowohl für Kinder als auch für 
Erwachsene bestimmt sein. Sonderformen des Spielplatzes sind Abenteuerspiel- 
und Bolzplätze. Notwendige Kinderspielplätze müssen ab einem Gebäude mit 
mehr als sechs Wohnungen angelegt werden.

Gebäude und Tribünen sind aus sicherheitstechnischen Gründen 
nicht verfahrensfrei und bedürfen einer Genehmigung.

Die Geräte und Einrichtungen der Anlagen und Ausmaße der 
Nutzflächen unterliegen keiner Größendefinition.
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§62(1)9e
Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der 
zweckentsprechenden Einrichtung von Gärten dienen, ausgenommen 
Gebäude und Einfriedungen.

Bauliche Anlagen, die der Gartennutzung und -gestaltung dienen, 
beschränken sich auf unselbständige, nicht raumbildende Bauten, wie z.B. 
das Anlegen von Beeten, Rankhilfen, Sitzgelegenheiten, Pergolen oder 
Trockenmauern. Ebenso ist die Errichtung eines Gartengrills denkbar, 
jedoch fällt dieser nicht in den Anwendungsbereich der BO, sondern muss 
aufgrund der Rauch- und Geruchsemissionen den Bestimmungen des 
Berliner Immissionsschutzgesetzes entsprechen.
Die Anlagen müssen zur zweckentsprechenden Einrichtung eines Gartens 
beitragen, das heißt, sie müssen ausschließlich für das Anlegen, die Pflege, 
die Instandhaltung und die Nutzung des Gartens und dem Aufenthalt darin 
beschaffen sein. Gebäude und Einfriedungen sind in diesem Zusammenhang 
nicht gestattet. Sie sind allerdings in den vorangegangenen Punkten eigen-
ständig als verfahrensfreie Vorhaben aufgeführt worden. Folglich ist davon 
auszugehen, dass ein (als Gebäude geltendes) Gewächshaus, oder die Ein
friedung eines Beetes nicht genehmigungsbedürftig sind.

Die verfahrensfreien Anlagen, die der Gartennutzung und der 
Gartengestaltung dienen, unterliegen keiner Größenbegrenzung.

§62(1)10a
Nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen 
Anlagen.

Im Bauwesen bezeichnet ein Tragwerk das statische Gesamtsystem der 
Tragglieder, die maßgeblich für die Standsicherheit eines Bauwerks sind. Die 
Standsicherheit ist die Anforderung an bauliche Anlagen, nicht einzustürzen. 
Das Tragwerk eines Gebäudes besteht in der Regel aus Decken, Balken, 
Stützen, Wänden und der Gründung. Die Baustatik kennt zwei große 
Gruppen von Tragwerken: Stabwerke und Fachwerke (aus Stäben, Trägern, 
Stützen und Rahmen), sowie Flächentragwerke, bestehend aus Platten, 
Scheiben, Schalen oder Membranen. 
Nichtragende Bauteile (wie etwa leichte Trennwände) sind nicht Teil des 
Tragwerks und können verändert werden, ohne das statische System bzw. die 
Standsicherheit zu beinträchtigen.

Ein Bauteil bezeichnet einzelne Teile, Elemente oder Komponenten, 
aus denen ein Bauwerk zusammengesetzt wird. Bei einem Bauteil 
handelt es sich um eine geometrisch zusammenhängende Fläche 
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oder Körper, die bzw. der einen einheitlichen Aufbau und Konstruktion 
aufweist. Dies sind zum Beispiel Wände, Stützen, Decken. Einzelteile umfassen 
nach DIN 6789 auch manche Baustoffe selbst, etwa die Bausteine. Sie sind 
von spezifischen Teilen, die speziell für diesen Zweck gefertigt werden, Über 
Zwischenformen bis hin zu Normteilen innerhalb einer Modulbauweise. 
Bauteile sind insbesondere funktionelle Elemente. Der Bauteil bezeichnet 
einzelne Gebäudeteile des Gesamtbauwerks, wie zum Beispiel Gründung, 
Keller, Geschoss, Gebäudeflügel. 

Die Größenordnung eines Ausbaus, Umbaus oder Neubaus ent
sprechender Bauteile ist an keine festgelegten Größen gebunden.

Tragende Bauteile sind als Teile des statischen Systems für die Standsicherheit 
des Gebäudes maßgeblich (siehe auch S.37). Auch bei der verfahrensfreien 
Änderung tragender Bauteile ist der Eigentümer nicht von seiner Verant
wortung für die Standsicherheit seines Gebäudes entbunden und sollte sich 
demnach von fachlich kompetenter Stelle beraten lassen. 

Der Begriff Wohngebäude bezeichnet ein Gebäude, das vornehmlich 
dem Wohnen dient. 

In Deutschland werden Gebäude gemäß den Landesbauordnungen 
der einzelnen Bundesländer in Gebäudeklassen eingeteilt. Die Ein
stufung eines Gebäudes in eine Gebäudeklasse richtet sich nach 

§62(1)10b
Die Änderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb 
von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2.

II
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der Höhe und nach der Fläche des Gebäudes. Je höher die Gebäudeklasse, 
desto höher sind die Anforderungen an Bauteile und -stoffe, wie etwa die 
Feuerwiderstandsdauer.
Gebäudeklasse 1: freistehende Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und 
nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als 400 m2 
Brutto-Grundfläche.
Gebäudeklasse 2: Gebäude mit einer Höhe bis zu 7 m und nicht mehr als zwei 
Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als 400 m2 Brutto-Grundfläche.

Die Größenordnung der Änderungen ist nicht festgelegt.

Als Fenster gelten alle transparenten Flächen, die der Belüftung und 
Belichtung von Räumen dienen. Es ist irrelevant, ob sie zu öffnen sind oder 
nicht. Die Bestimmungen für Fenster und Türen werden in §37 der BO Bln 
erläutert: Nach Abs.(1) muss die gefahrlose Reinigung von Fenstern gewähr
leistet sein. Größere Glasflächen oder Glastüren müssen nach Abs.(2) als 
solche erkennbar sein und dürfen keine Gefahr darstellen. Um Unfälle zu 
vermeiden, müssen größere Glasflächen aus Sicherheitsglas hergestellt 
und gegebenenfalls mit Geländern, Brüstungen, Bemalungen oder Kenn
zeichnungen versehen sein. Bei Wohnungen mit Aufzügen müssen nach 
Abs.(3) Eingangstüren aus Gründen der Barrierefreiheit eine lichte Breite von 
mindestens 90 cm aufweisen. Für die Rauchableitung aus Kellergeschossen 
veranlasst Abs.(4) mindestens eine Öffnung ins Freie wenn das Kellergeschoss 
keine Fenster besitzt. Wenn ein Fenster als zweiter Rettungsweg geplant 
ist, muss es nach Abs.(5) ein lichtes Öffnungsmaß von mindestens 90 cm 
Breite und 120 cm Höhe aufweisen. Zudem darf das Fenster nicht höher als 
120 cm über dem Fußboden liegen. Bei Dachfenstern ist ein Abstand von 
1 m zwischen der Unterkante des Dachflächenfensters und der Traufkante 
ausschlaggebend. 

§62(1)10c
Fenster und Türen sowie die dafür bestimmten Öffnungen.
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Wärmeschutzanforderungen an Fenster werden über §15 (1) und die Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV) geregelt und setzen Fenster voraus, die den 
Anforderungen des Wärmeschutzes entsprechen. Um die Qualität eines Auf-
enthaltsraumes zu gewährleisten, muss das Rohbaumaß der vorgesehenen 
Fenster mindestens ein Achtel der Netto-Grundfläche des Wohnraums 
betragen. Im weiteren sind der Einbau und die Änderung bestehender Fenster 
und Türen grundsätzlich verfahrensfrei.

Die Maße der Fenster und Türen bzw. deren Öffnungen unterliegen 
keinen Größenbeschränkungen.

Die Außenwandbekleidung (auch Vorsatzschale oder Verblendung) bezeichnet 
eine Schale, die einem anderen Bauteil vorgesetzt wird. Dies kann aus 
konstruktiven oder ästhetischen Gründen geschehen. Vorsatzschalen werden 
häufig auf bereits bestehende Gebäudeflächen als zweite Haut aufbebracht. 
So kann z.B. ein Gebäude aus Beton oder Ziegelmauerwerk mit einer 
Vorsatzschale aus Holz oder Klinkern verkleidet und im Zwischenraum die 
notwendige Wärmedämmung eingebracht werden.

Die Dachdämmung ist ein Teil der Wärmedämmung von Gebäuden 
und eignet sich ebenso, wie die Keller- oder Fassadendämmung dazu, 
den Energieverbrauch eines Gebäudes zu senken. Es gibt verschiedene 
Möglichkeiten ein Dach zu dämmen. Diese unterscheiden sich hinsichtlich 

§62(1)10d
Nachträgliches Anbringen von Außenwandbekleidungen bei 
Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2, nachträgliche Dämmung von 
Dächern, Verblendungen und Verputz baulicher Anlagen
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der Kosten, der Materialien und vor allem dadurch, wo das Dämmaterial 
angebracht wird. Grundsätzlich können die gleichen Dämmaterialien, 
wie bei anderen Wärmedämmmaßnahmen zum Einsatz kommen. Bei der 
Untersparrendämmung eignen sich besonders Dämmplatten, die leicht zu 
befestigen sind und oft schon auf der Rückseite eine Verkleidung enthalten. 
Für die Zwischensparrendämmung eignen sich vor allem Dämmwollen, die 
leicht innerhalb der Sparren zu befestigen sind. Für die Aufsparrendämmung 
kommen oft Systeme aus Hartschaum zu Einsatz.

Als Putz oder Verputz bezeichnet man einen Belag aus Putzmörtel, der an 
Außen- und Innenwänden sowie Decken aufgebracht wird. Je nach Einsatzart 
erfüllt der Putz verschiedene Zwecke: Herstellung eines glatten Untergrundes 
zum Fliesen, Streichen oder Tapezieren, Regulierung der Raumfeuchte bei 
Innenputzen, Wärmedämmung und Wasserabweisung bei Außenputzen und 
die Herstellung eines ästhetischen Erscheinungsbildes.

Gebäudeklasse siehe S.39

Die Vorhaben dieser Satzung sind in der Größe nicht definiert.

II

Werbeanlagen sind nach §10 der BO Bln ortsfeste Vorrichtungen, die auf 
Gewerbe oder Berufe hinweisen und Ankündigungen oder Anpreisungen 
darstellen. Um als Außenwerbung zu gelten, muss die Anlage vom 
öffentlichen Verkehrsraum sichtbar sein, bzw. sich auf den Bereich außerhalb 
von Gebäuden und baulichen Anlagen richten.
Werbung an Baugerüsten und Bauzäunen ist vom Verunstaltungsgebot 
des §9 (2) und §10 (2) der Bo Bln ausgenommen. Baugerüste sind nur 
zweckmäßige, zur Verwirklichung eines Bauvorhabens dienende Gerüste. 
Zäune gelten dann als Bauzäune, wenn sie eine Baustelle abgrenzen und 
dadurch zur Sicherung und Eindämmung des Gefahrenpotentials einer 
Baustelle beitragen.

Die Werbeanlagen sind in Dauer, Art und Größe nicht eingeschränkt. 
Die Dauer ist an den Fortschritt des Bauprozesses angelehnt und 
endet mit der Beendigung der Bauarbeiten. Sollte derBau über Jahre 

nicht begonnen oder längere Zeit unterbrochen werden, ist die Erlöschung der 
Baugenehmigung nach §72 der Bauordnung maßgeblich. Der Bauzaun verliert 
damit seine privilegierte Stellung und wird zum bloßen Werbeträger oder zur 
Grundstückseinfriedung und ist folglich nicht mehr verfahrensfrei zulässig.

§62(1)11a
Werbeanlagen an Baugerüsten und Bauzäunen. 
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Anlagen der Außenwerbung können nach §10 (1)2 in Form von Schildern, 
Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbung, Schaukästen auf Ankündigungen 
und Anpreisungen aufmerksam machen sowie auf dafür bestimmten Säulen, 
Tafeln und Flächen angebracht werden. Vom öffentlichen Verkehrsraum 
sichtbar müssen sie ortsfest installiert, also fest mit dem Erdboden verbunden 
sein oder bei fahrbarer, beweglicher Unterkonstruktion (Anhänger) ortsfest 
benutzt werden. Möglich ist auch eine mittelbare Verbindung mit der Erde, 
wenn sie an oder auf einer anderen baulichen Anlage fest und dauerhaft 
angebracht sind.
Für Werbeanlagen gelten die in §2 BO Bln erläuterten Bestimmungen für 
bauliche Anlagen. Zu beachten sind die Anforderungen an die Standsicherheit 
(§12), den Brandschutz (§14), die Abstandsflächen (§6) und die Gestaltung 
(§9). Die Ansprüche an die Gestaltung betreffen die Anlage selbst sowie deren 
Umgebung. Ausschlaggebende Bewertungskriterien sind beispielsweise das 

§62(1)11b
Werbeanlagen mit einer Ansichtsfläche bis zu 1 m², an der Stätte der Leistung 
bis zu 2,50  m².

umliegende Straßen-, Orts- und Landschaftsbild, das Empfinden und die 
Wertvorstellung eines so genannten gebildeten Durchschnittsmenschen oder 
das Missverhältnis von Proportionen.

Die Stätte der Leistung ist der Ort, an dem die beworbene Leistung 
erbracht bzw. das beworbene Gewerbe ausgeübt wird. Die 
gewerbliche Leistung ist maßgeblich, nicht das Produkt.

Die Ansichtsfläche der Werbeanlagen darf grundsätzlich 1 m² 
betragen; (z.B. 2 * 0,5 m) An der Stätte der Leistung darf die 
Ansichtsfläche 2,5 m² groß sein; z.B: 2 * 1,25 m.

! !

!
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Unter §11 der BO Bln sind die Anforderungen an Baustellen zu finden, die in 
erster Linie die am Bau Beschäftigten und Personen der näheren Umgebung 
einer Baustelle vor Risiken und Gefahren schützen sollen.
Die Baustelleneinrichtung ist gemäß dieser Satzung die Gesamtheit der 
Baulichkeiten, Geräte und Maschinen, die einen ordnungsgemäßen 
Ablauf des Bauprozesses gewährleisten. Darunter fallen z.B. Baubuden, 
Baumaschinen, Baukrane, Materiallager, Zementsilos, Gerüste, Bauzäune, 
Zufahrten und Wege, Wetterschutzhallen und Bautoiletten. Sie gelten als 
vorübergehend aufgestellte und benutzbare Anlagen. 
Solange die Einrichtungen nur zum kurzzeitigen Aufenthalt bestimmt 
sind (Baubuden) können die bauordentlichen Anforderungen an Wände, 
Decken, Dächer, Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen, technische 
Gebäudeausrüstung und Aufenthaltsräume vernachlässigt werden.

Anders als Baubuden sind Wohnunterkünfte für Bauarbeiter 
nicht verfahrensfrei und müssen den materiell-rechtlichen 
Bestimmungen entsprechen.

Die Baustelleneinrichtung als Ganzes und die Elemente der 
Baustelleneinrichtung im Einzelnen unterliegen keinen Anforder
ungen an bestimmte Größen.

§62(1)12a
Baustelleneinrichtungen einschließlich der Lagerhallen, 
Schutzhallen, nicht dem Wohnen dienende Unterkünfte und 
Baustellenbüros.

Wie auch die Baustelleneinrichtungen sind Gerüste als temporäre Anlagen 
zu bewerten. Sie gelten trotzdem nicht als fliegende Bauten, sondern 
als verfahrensfreie Bauvorhaben. Gerüste sind bauliche Anlagen, die als 
Hilfsmittel für die Bauarbeit, z.b. als Schutz- oder Arbeitsgerüste, Verwendung 
finden. Desweiteren können sie als Baugrubensicherung, Wetterschutzhallen 
für Winterbaumaßnahmen, Spundwände, Hilfskonstruktionen zur Ver
steifung von Gebäuden im Bauzustand, Rückverankerungen während der 
Bauzeit, komplizierte Leergerüste oder zeitweilige Stützgerüste dienen. 
Ausgenommen davon sind dauerhafte Gerüstkonstruktionen, Haltegerüste 
für Werbeanlagen oder Klettergerüste.

Gerüste entsprechen der Regelausführung, wenn ihre Standsicherheit 
geprüft ist und sie eine bauaufsichtliche Zulassung besitzen.

Die Größe und das Ausmaß der Gerüste sind an keine Ein
schränkungen gebunden.

§62(1)12b
Gerüste der Regelausführung
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Die Verfahrensfreiheit von Toiletten beschränkt sich auf Toiletten, die auf 
öffentlichen Verkehrswegen stehen und Toilettenwagen, die zeitlich begrenzt 
aufgestellt und benutzt werden.

Die Größe von Toilettenwagen ist weder an Mindest- noch an 
Maximalmaße gebunden.

§62(1)12c
Toilettenwagen

Stellplätze sind immer bauliche Anlagen, auch wenn sie ohne die Verwendung 
von Bauprodukten errichtet werden. Selbst eine unbearbeitete Fläche, die zum 
Abstellen von Kraftfahrzeugen genutzt wird, fällt in den Geltungsbereich dieser 
Satzung und untersteht folglich der bauordentlichen Gesetzgebung. Stellplätze 
dienen dem Abstellen von Kfz außerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen. Als 
Kfz gelten sowohl zugelassene als auch nicht zugelassene Landfahrzeuge, die 
mithilfe eines Motors bewegt werden können, wie z.b. Pkw, Lkw, Omnibusse, 
Traktoren und Krafträder.

Nicht überdachte Stellplätze müssen im Freien liegen, allerdings nicht 
zwingend auf Geländeebene. Sie können sich beispielsweise auch 
auf dem Dach eines Gebäudes befinden. Eine Herstellungspflicht für 
Stellplätze besteht nur für öffentlich zugängliche Gebäude, sie ist für 
die Realisierung eines privaten Vorhabens nicht relevant.

§62(1)13b
Nicht überdachte Stellplätze mit einer Fläche bis zu 30 m² und deren 
Zufahrten.
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Eine Zufahrt von einem öffentlich-rechtlichen Verkehrsweg zum zu 
bebauenden Grundstück ist nach §4 (1) eine Grundvoraussetzung 
für die Bebauung des Grundstücks. Die Erschließung muss in jeder 

Hinsicht gewährleistet sein. Die zu den Stellplätzen gehörenden Zufahrten 
sind in Art und Größe nicht begrenzt und müssen eine hinreichende und 
sichere Nutzung gewährleisten.

Die Fläche der nicht überdachten Stellplätze darf bis zu 30 m² groß 
sein. Größenbeispiel: 5  m * 6  m oder 2,5  m * 12  m etc.

Fahrradabstellplätze sind vor allem bei öffentlich zugänglichen Gebäuden 
zwingend zu errichten, wenn reger Zu- und Abfahrtsverkehr zu erwarten ist.
Ausführlich sind Stellplätze und Abstellmöglichkeiten für Fahrräder bei 
öffentlichen Gebäuden unter §50 erläutert. 
Bei privaten Vorhaben ist die Erforderlichkeit nicht zu prüfen. Unabhängig 
von der Notwendigkeit kann diese Anlage verfahrensfrei gebaut werden. 
Unbedingt zu beachten ist dabei die Bestimmung, dass Fahrradabstellplätze 
nicht als Gebäude gelten dürfen.

Die Fläche der Fahrradabstellanlagen darf bis zu 30 m² groß sein. 
Größenbeispiel: 5  m * 6  m oder 2,5  m * 12 m etc.

§62(1)14a
Fahrradabstellanlagen mit einer Fläche bis zu 30 m².
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Als verfahrensfrei sind Regale definiert, bei denen der oberste Punkt der 
gelagerten Ware nicht höher als 7,50  m liegt. Die Regale sind in Tiefe und 
Länge nicht beschränkt; dürfen allerdings nicht begehbar sein.

§62(1)14c
Regale mit einer Höhe bis zu 7,50 m Oberkante Lagergut.

Grabdenkmale auf Friedhöfen sind nach der Bauordnung verfahrensfrei, 
jedoch müssen die einschlägigen friedhofsrechtlichen Bestimmungen 
beachtet werden. Ihre Errichtung beschränkt sich auf Friedhöfe. 
Denkmäler sind bauliche Anlagen, die zum Gedenken bestimmter Personen 
oder Ereignisse aufgestellt werden. Sie gelten nicht als Denkmale im Sinne 
des Denkmalschutzgesetzes.
Ein Kunstwerk bezeichnet allgemein das Erzeugnis künstlerischen Schaffens; 
wie z.B. in Architektur, Literatur, Schauspiel, Oper, Ballett, Tanz, Film, 
Musik, Bildende kunst, Skulptur, Objektkunst, Malerei, Graphik, Fotografie, 
Performance, Brunnen, Denkmale, Mahnmale, Aktionskunst, Landart ...

Verfahrensfreie Kunstwerke oder Denkmäler sind in der Höhe auf 
4  m begrenzt. Beschränkungen von Tiefe, Breite, Länge, Fläche 
oder Volumen bestehen nicht.

§62(1)14d
Grabdenkmale auf Friedhöfen, Feldkreuze, Denkmäler und 
sonstige Kunstwerke jeweils mit einer Höhe bis zu 4 m. 
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Die in §62 (1) 14 aufgeführten sonstigen Anlagen stellen einen unbestimmten 
Gesetzesbegriff dar. Um die unter 14a) bis 14d) angeführten Punkte zu 
vervollständigen, findet die Liste der verfahrensfreien Bauvorhaben mit der 
Aufzählung weiterer beispielhafter ���unbedeutender Anlagen und Anlagenteile 
hier ihren Abschluss. Die genannten Bauvorhaben dienen der Orientierung 
und sollen ein Verständnis dafür entwickeln, in welchem Umfang und 
Ausmaß von unbedeutenden Anlagen gesprochen werden kann.

§62(1)14e
Andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von 
Anlagen wie Hauseingangsüberdachungen, Markisen, Rollläden, Terrassen, 
Straßenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jägerstände, Wildfütterungen, Bienen
freistände, Taubenhäuser, Hofeinfahrten und Teppichstangen.

Anhang
Anmerkungen zum Grundstückskauf

Voraussetzung für eine (verfahrensfreie) Bautätigkeit ist der Erwerb eines 
Grundstücks. In städtischen Ballungsgebieten können Baugrundstücke sehr 
teuer sein. Oft sind 500  €/m2 und mehr zu zahlen. Eine Alternative sind 
Grundstücke in ländlichen Gebieten, die deutlich preiswerter und leichter 
zu finden sind, meist allerdings auch eine deutlich schlechtere Versorgung 
mit Schulen, öffentlichen Verkehrsmitteln und Einkaufsmöglichkeiten etc. 
aufweisen.

Vor dem Kauf eines Grundstücks sollte unbedingt geklärt werden, welche 
Bebauung zulässig ist und ob das Grundstück einem Bebauungsplan 
unterliegt. Dieser gibt in der Regel z.B. Aufschluss darüber, wie viele 
Stockwerke und welche Dachformen gebaut werden dürfen. 
Wichtig ist auch die Frage nach der Erschließung des Grundstücks. Ein 
nachträglicher Anschluss an Kanalisation, Stromnetz etc. ist in der Regel mit 
erheblichen Kosten verbunden.

Zusammen mit dem Grundstück werden alle dauerhaft mit dem Grund und 
Boden verbundenen Bestandteile erworben. Rechtlich ist also auch der Kauf 
eines Hauses, das auf einem Grundstück steht, ein reiner Grundstückskauf. 
Dies hat zur Folge, dass auf den kompletten Kaufpreis Grunderwerbsteuer zu 
zahlen ist, egal ob auf dem Grundstück ein Haus steht oder nicht. 
Unterschieden wird zwischen dem Kauf eines selbstständigen Grundstücks 
und dem Kauf eines Grundstückteils. Ein selbstständiges Grundstück ist 
ein vermessenes und im Grundbuch eingetragenes Stück Land. Beim Kauf 
wird der Käufer im Grundbuch des Amtsgerichtes bzw. der Gemeinde als 
Eigentümer eingetragen. 
Beim Kauf einer noch nicht amtlich vermessenen Teilfläche eines 
Grundstücks, muss dieses Teilstück im Vertrag exakt beschrieben werden. 
Ein Verweis auf Zäune oder Mauern ist dabei ungeeignet, da diese leicht zu 
ändern sind und im Streitfall keinen Beweis darstellen. Besser sind eindeutige 
Kennzeichnungen der Teilfläche im Lageplan des gesamten Flurstücks. Der 
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Kauf eines Teilgrundstücks ist nicht zu verwechseln mit dem Miteigentum an 
einem Grundstück, das etwa der Käufer anteilig mit einer Wohnung in einem 
Mehrparteienhaus erwirbt.
Der Verkäufer haftet in der Regel für arglistig verschwiegene Mängel des 
Grundstücks; hat der Verkäufer den Käufer beispielsweise nicht über Altlasten 
im Boden informiert, kann dieser Schadensersatz oder gar die Rückabwick-
lung des Vertrags fordern. Für versteckte, nicht offensichtliche Mängel hin-
gegen wird eine Haftung des Verkäufers meist im Notarvertrag ausgeschlossen.

Bei der Suche nach einem passenden Grundstück gibt es verschiedenste 
Möglichkeiten: Ein Makler kennt sowohl den Markt als auch das Baurecht 
und kann so häufig schnell ein den Vorstellungen und finanziellen Mitteln 
entsprechendes Objekt finden. Die Kosten für einen Makler sind mit einer 
Provision von drei bis sechs Prozent (zzgl. MwSt) jedoch nicht unerheblich.
Eine andere Möglichkeit ist die direkte Anfrage bei Kommunen. Vor allem 
kleine und mittlere Gemeinden verkaufen Grundstücke in neu erschlossenen 
Wohngebieten oft zu sehr günstigen Preisen. Hier fallen meist keine Vermitt-
lungskosten an. 
Neben dem Immobilienteil der Tageszeitungen und Anzeigenblätter 
finden sich auch im Internet zahlreiche regionale und überregionale 
Immobilienbörsen mit Grundstücksangeboten von Privatleuten und Maklern. 
In Ballungsräumen mit knappem Grundstücksangebot kann man bei Bauträ-
gern fündig werden; allerdings ist man dann meist vertraglich gebunden, mit 
diesem Bauträger auch das Haus zu bauen. 
Viele kirchliche Einrichtungen, Städte und Gemeinden vergeben Grundstücke 
im Erbbaurecht. Es fallen keine Kosten für den Erwerb des Grundstücks an. 
Allerdings ist für die gesamte Laufzeit – meist 99 Jahre – ein Erbbauzins zu 
zahlen. Manche Träger bieten kinderreichen Familien besonders niedrige Sätze 
von jährlich zwei bis drei Prozent des Grundstückswertes an. Üblich ist ein 
Erbbau-Zinssatz von vier bis sechs Prozent. Das Erbbaurecht ist unkündbar, 
es kann aber veräußert oder vererbt werden. Meist wird im Vertrag eine 
Anpassungsklausel vereinbart. Der Erbbau-Zinssatz steigt dann mit der Zeit.

Abstandsflächen, Abstände

Abstandsflächen gelten als die wichtigsten Bestimmungen im Hinblick auf 
die Zulässigkeit von Gebäuden auf einem Grundstück. Sie normieren die 
Anordnung der baulichen Anlage auf dem Grundstück. Diese Regelungen 
sollen sicherstellen, dass die Gebäude zugänglich sind und ausreichend 
belichtet und belüftet werden. In Berlin gibt es ein einheitliches Recht der 
Abstandsflächen in §6 BO Bln.
Unter einer Abstandsfläche versteht man die Fläche, die vor Außenwänden 
oberirdischer Gebäude von Gebäuden freizuhalten ist, wenn die Gebäude 
nicht unmittelbar aneinander gebaut sind. Entscheidend für die Abstands
tiefe ist die Höhe der Außenwand eines Gebäudes. Je höher die Bebauung 
ist, umso größer hat somit die freizuhaltende Fläche in der Umgebung eines 
Gebäudes zu sein. Soweit es um die Abstandsflächen zwischen verschiedenen 
Gebäuden geht, ist zu berücksichtigen, dass sich ihre Abmessung aus den 
gegenüberliegenden Wandhöhen beider Gebäude ergibt. In der Regel beträgt 
die Mindesttiefe der Abstandsflächen bis zur Grundstücksgrenze 3 m.

(1)
1 �Vor den Außenwänden von Gebäuden sind Abstandsflächen von ober
irdischen Gebäuden freizuhalten.

2 �Satz 1 gilt entsprechend für andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von 
Gebäuden ausgehen, gegenüber Gebäuden und Grundstücksgrenzen.

3 �Eine Abstandsfläche ist nicht erforderlich vor Außenwänden, die an Grund-
stücksgrenzen errichtet werden, wenn nach planungsrechtlichen Vorschrif
ten an die Grenze gebaut werden muss oder gebaut werden darf.

1 3
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(2)
1 �Abstandsflächen sowie Abstände nach §30 Abs. 2 Nr. 1 und §32 Abs. 2 müssen 

auf dem Grundstück selbst liegen.
2 �Sie dürfen auch auf öffentlichen Verkehrs-, Grün- und Wasserflächen liegen, 

jedoch nur bis zu deren Mitte.
3 �Abstandsflächen sowie Abstände im Sinne des Satzes 1 dürfen sich ganz oder 
teilweise auf andere Grundstücke erstrecken, wenn öffentlich-rechtlich gesichert 
ist, dass sie nicht überbaut werden; Abstandsflächen dürfen auf die auf diesen 
Grundstücken erforderlichen Abstandsflächen nicht angerechnet werden.

(3)

Die Abstandsflächen dürfen sich nicht überdecken; dies gilt nicht für:
1. Außenwände, die in einem Winkel von mehr als 75 ° zueinander stehen,
2. �Außenwände zu einem fremder Sicht entzogenen Gartenhof bei Wohnge-

bäuden der Gebäudeklassen 1 und 2,
3. Gebäude und andere bauliche Anlagen, die in den Abstandsflächen zulässig sind.

(4)
1 �Die Tiefe der Abstandsfläche bemisst sich nach der Wandhöhe; sie wird 

senkrecht zur Wand gemessen.
2 �Die Wandhöhe ist das Maß von der Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt 
der Wand mit der Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand.

3 �Die Höhe von Dächern mit einer Neigung von weniger als 70 ° wird zu 
einem Drittel der Wandhöhe hinzugerechnet.

4 Anderenfalls wird die Höhe des Daches voll hinzugerechnet.
5 Die Sätze 1 bis 4 gelten für Dachaufbauten entsprechend.
6 Das sich ergebende Maß ist h.

(5)
1 Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 0,4 h, mindestens 3 m.
2 In Gewerbe- und Industriegebieten genügt eine Tiefe von 0,2 h, mindestens 3 m.
3 �Vor den Außenwänden von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 

mit nicht mehr als drei Geschossen genügt als Tiefe der Abstandsfläche 3 m.

(6)
1 ��Bei der Bemessung der Abstandsflächen bleiben außer Betracht:

1. Vor die Außenwand vortretende Bauteile wie Gesimse und Dachüber-
stände,
2. Vorbauten, wenn sie a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der 
jeweiligen Außenwand in Anspruch nehmen und b) nicht mehr als 1,50 m 
vor diese Außenwand vortreten.
3. Außenwandbekleidungen zum Zwecke der Energieeinsparung bei beste-
henden Gebäuden.

2 �Von der gegenüberliegenden Nachbargrenze müssen vortretende Bauteile 
mindestens 2 m und Vorbauten mindestens 3 m entfernt sein.

1. 2.

Ta = 0,4 h

1

h2

h2

Dachneigung 
<70°

Dachneigung 
>70°

h1

h = h1 + ⅟₃ h2 h = h1 + h2

h1

1 2 3
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(7)
1 �In den Abstandsflächen eines Gebäudes sowie ohne eigene Abstandsflächen 
sind, auch wenn sie nicht an die Grundstücksgrenze oder an das Gebäude 
angebaut werden, zulässig
1. Garagen und Gebäude ohne Aufenthaltsräume und Feuerstätten mit einer 
mittleren Wandhöhe bis zu 3 m je Wand und einer Gesamtlänge je Grund-
stücksgrenze von 9 m; die Dachneigung darf 45 ° nicht überschreiten,
2. Gebäudeunabhängige Solaranlagen mit einer Höhe bis zu 3 m und einer 
Gesamtlänge je Grundstücksgrenze von 9 m,
3. Stützmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewerbe- und Industrie-
gebieten, außerhalb dieser Baugebiete mit einer Höhe bis zu 2 m.

2 �Die Länge der die Abstandsflächentiefe gegenüber den Grundstücksgrenzen 
nicht einhaltenden Bebauung nach den Nummern 1 und 2 darf auf einem 
Grundstück insgesamt 15 m nicht überschreiten.

Der Autor

M.Arch. Matthias Spielvogel, geboren 1977, studierte nach seiner Schreiner
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(8)

Soweit sich durch Festsetzung der Grundflächen der Gebäude mittels Baulinien 
oder Baugrenzen in Verbindung mit der Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse 
oder durch andere ausdrückliche Festsetzungen in einem Bebauungsplan 
geringere Abstandsflächen ergeben, hat es damit sein Bewenden.

Länge < 9m, Höhe < 3m, Dach < 45°

1. 3.2.

Länge < 9m, Höhe < 3m Höhe < 2m

Ta = 0,4 h, ≥ 3m

≥ 2m ≤ 1,5m

Ta = 0,4 h, ≥ 3m
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